
 
 

Gemeinde Böhmenkirch 
Landkreis Göppingen 

- - - 
Satzung 

 
zur 1. Änderung der Satzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 

"Ortskern II" vom 16.03.2011 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Böhmenkirch hat aufgrund des § 142 Abs. 3 des Bauge-
setzbuches (BauGB) und des § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in 
seiner Sitzung am 20.09.2017 folgende Satzung zur Änderung der Satzung über die förmli-
che Festlegung des Sanierungsgebietes "Ortskern II“ beschlossen: 
 

§ 1 
Gegenstand der Erweiterung 

 
Gegenstand der Erweiterung ist die Satzung der Gemeinde Böhmenkirch über die förmliche 
Festlegung des Sanierungsgebietes „Ortskern II“ vom 16.03.2011, öffentlich bekannt ge-
macht im Mitteilungsblatt der Gemeinde Böhmenkirch am 24.03.2011. 
 

§ 2 
Inhalt der Erweiterung 

 
Die unter § 1 angegebene Satzung der Gemeinde Böhmenkirch über die förmliche Festle-
gung des Sanierungsgebietes "Ortskern II" wird wie folgt geändert: 
 
In der Gemeinde Böhmenkirch wird das bestehende Sanierungsgebiet "Ortskern II" um das 
im angeschlossenen Lageplan der LBBW Immobilien Kommunalentwicklung GmbH vom 
April 2017 mit unterbrochener Linie gekennzeichnetes Grundstück, Flst.Nr. 355/3 (Bushalte-
stelle Hauptstraße) erweitert. 
 
Dieser Lageplan ist Bestandteil dieser Satzung. 
 

§ 3 
Bestimmungen 

 
Die Sanierung "Ortskern II" wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 142 Abs. 4 BauGB 
durchgeführt. Die Vorschriften über die besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften im 
Baugesetzbuch (§§ 152 - 156) werden deshalb ausgeschlossen. Die Genehmigungspflicht 
nach § 144 Abs. 1 und 2  BauGB bleibt bestehen.  
 

§ 4 
Durchführungszeitraum 

 
Die Sanierung „Ortskern II“ wird bis spätestens 30.09.2021 abgeschlossen werden. 
 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Böhmenkirch, den 20.09.2017 
 
 
gez. 
Matthias Nägele 
Bürgermeister 
 
 



Gesetzliche Wirksamkeitsvoraussetzungen: 
 
Unbeachtlich werden: 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde Böhmenkirch geltend gemacht worden sind. 
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) in der aktuellen Fassung oder aufgrund der Gemeindeordnung 
erlassenen Verfahrensvorschriften ist nach § 4 Abs. 4 GemO in dem dort bezeichneten Um-
fang unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung gegenüber der Gemeinde Böhmenkirch unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, geltend gemacht worden ist. 
 
Diese Wirkung tritt nicht ein, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung oder 
die Bekanntmachung nach der Gemeindeordnung verletzt worden sind. 
 
Vorkaufsrecht, genehmigungspflichtige Vorhaben und Rechtsvorgänge: 
 
Die besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 152-156 BauGB sind ausge-
schlossen. Auf die Vorschriften des § 24 BauGB (Vorkaufsrecht) und § 144 BauGB (geneh-
migungspflichtige Vorhaben und Rechtsvorgänge) wird besonders hingewiesen. Nachste-
hend der volle Wortlaut dieser Vorschriften: 
 

§ 24 
Allgemeines Vorkaufsrecht 

 
(1) Der Gemeinde steht ein Vorkaufsrecht zu beim Kauf von Grundstücken  

  
1. im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, soweit es sich um Flächen handelt, für die 

nach dem Bebauungsplan eine Nutzung für öffentliche Zwecke oder für Flächen oder 
Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 festgesetzt ist, 

  2. in einem Umlegungsgebiet, 

  3. in einem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet und städtebaulichen Entwicklungsbe-
reich, 

  4. im Geltungsbereich einer Satzung zur Sicherung von Durchführungsmaßnahmen des 
Stadtumbaus und einer Erhaltungssatzung, 

  
5. im Geltungsbereich eines Flächennutzungsplans, soweit es sich um unbebaute Flächen 

im Außenbereich handelt, für die nach dem Flächennutzungsplan eine Nutzung als 
Wohnbaufläche oder Wohngebiet dargestellt ist, 

  6. in Gebieten, die nach § 30, 33 oder 34 Abs. 2 vorwiegend mit Wohngebäuden bebaut 
werden können, soweit die Grundstücke unbebaut sind, sowie 

  7. in Gebieten, die zum Zweck des vorbeugenden Hochwasserschutzes von Bebauung 
freizuhalten sind, insbesondere in Überschwemmungsgebieten. 

Im Falle der Nummer 1 kann das Vorkaufsrecht bereits nach Beginn der öffentlichen Ausle-
gung ausgeübt werden, wenn die Gemeinde einen Beschluss gefasst hat, einen Bebau-
ungsplan aufzustellen, zu ändern oder zu ergänzen. Im Falle der Nummer 5 kann das Vor-
kaufsrecht bereits ausgeübt werden, wenn die Gemeinde einen Beschluss gefasst und orts-
üblich bekannt gemacht hat, einen Flächennutzungsplan aufzustellen, zu ändern oder zu 

http://dejure.org/gesetze/BauGB/1a.html
http://dejure.org/gesetze/BauGB/30.html
http://dejure.org/gesetze/BauGB/33.html
http://dejure.org/gesetze/BauGB/34.html


ergänzen und wenn nach dem Stand der Planungsarbeiten anzunehmen ist, dass der künfti-
ge Flächennutzungsplan eine solche Nutzung darstellen wird.  
(2) Das Vorkaufsrecht steht der Gemeinde nicht zu beim Kauf von Rechten nach dem Woh-
nungseigentumsgesetz und von Erbbaurechten.  
(3) Das Vorkaufsrecht darf nur ausgeübt werden, wenn das Wohl der Allgemeinheit dies 
rechtfertigt. Bei der Ausübung des Vorkaufsrechts hat die Gemeinde den Verwendungs-
zweck des Grundstücks anzugeben. 
 

§ 144 
Genehmigungspflichtige Vorhaben und Rechtsvorgänge 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet bedürfen der schriftlichen Genehmigung der 
Gemeinde  
  1. die in § 14 Abs. 1 bezeichneten Vorhaben und sonstigen Maßnahmen; 

  
2. Vereinbarungen, durch die ein schuldrechtliches Vertragsverhältnis über den Gebrauch 

oder die Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils auf bestimmte Zeit 
von mehr als einem Jahr eingegangen oder verlängert wird. 

 
(2) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet bedürfen der schriftlichen Genehmigung der 
Gemeinde  

  1. die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines Grundstücks und die Bestellung und Veräu-
ßerung eines Erbbaurechts; 

  
2. die Bestellung eines das Grundstück belastenden Rechts; dies gilt nicht für die Bestel-

lung eines Rechts, das mit der Durchführung von Baumaßnahmen im Sinne des § 148 
Abs. 2 im Zusammenhang steht; 

  

3. ein schuldrechtlicher Vertrag, durch den eine Verpflichtung zu einem der in Nummer 1 
oder 2 genannten Rechtsgeschäfte begründet wird; ist der schuldrechtliche Vertrag ge-
nehmigt worden, gilt auch das in Ausführung dieses Vertrags vorgenommene dingliche 
Rechtsgeschäft als genehmigt; 

  4. die Begründung, Änderung oder Aufhebung einer Baulast; 
  5. die Teilung eines Grundstücks. 
 
(3) Die Gemeinde kann für bestimmte Fälle die Genehmigung für das förmlich festgelegte 
Sanierungsgebiet oder Teile desselben allgemein erteilen; sie hat dies ortsüblich bekannt zu 
machen.  
 
(4) Keiner Genehmigung bedürfen  

  1. Vorhaben und Rechtsvorgänge, wenn die Gemeinde oder der Sanierungsträger für das 
Treuhandvermögen als Vertragsteil oder Eigentümer beteiligt ist; 

  2. Rechtsvorgänge nach Absatz 2 Nr. 1 bis 3 zum Zwecke der Vorwegnahme der gesetzli-
chen Erbfolge; 

  

3. Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 1, die vor der förmlichen Festlegung des Sanierungsge-
biets baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 1, von denen 
die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit de-
ren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden 
dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nut-
zung; 

  4. Rechtsvorgänge nach Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2, die Zwecken der Landesverteidi-
gung dienen; 

  5. der rechtsgeschäftliche Erwerb eines in ein Verfahren im Sinne des § 38 einbezogenen 
Grundstücks durch den Bedarfsträger. 

 
Bürgermeisteramt Böhmenkirch, den 20.09.2017 
 
gez. Nägele 
Bürgermeister 

http://dejure.org/gesetze/BauGB/14.html
http://dejure.org/gesetze/BauGB/148.html
http://dejure.org/gesetze/BauGB/38.html

